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Widerstand organisieren!
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Nach einer Panne mit Wahlwiederholung inmitten der Zeitenwende ist das politische Berlin
erschüttert. Das erste Mal in über 20 Jahren ist die CDU die stärkste Kraft. Alle Parteien der rot-
grün-roten Koalition haben an Stimmen verloren. Und nun? Nach Sondierungen zwischen CDU-
Grünen, CDU-SPD und SPD-Grünen-Linken hat die SPD die Bombe platzen lassen. Ihr Berliner
Parteivorstand ist gegen eine Fortsetzung der bisherigen Regierungskoalition. Die Partei befindet
sich zurzeit in Unterredungen für eine Berliner Große Koalition. Auch wenn es sich mit den Grünen
und der CDU in allen Varianten um Koalitionen mit offen bürgerlichen Parteien handelt und wir
sowohl eine GroKo als auch RGR ablehnen, so handelt es sich nicht um gleiche Qualitäten von
Angriffen auf soziale Errungenschaften in der Bundeshauptstadt.

Eine CDU-geführte Regierung bedeutet den finalen Todesstoß für den Enteignungsvolksentscheid in
seiner aktuellen Form, führt zu einer „Mobilitätswende“, die auf Autos setzt, einer Ausweitung des
Polizeiapparates, mehr rassistischen Polizeikontrollen, einer offeneren Zusammenarbeit mit dem
Kapital und vielem mehr.

Konturen eines drohenden Regierungsprogramms

Mit dem Sondierungspapier beider Parteien wird erkennbar, was uns erwarten könnte. Franziska
Giffey hatte alle Brücken für die Wiederaufnahme der RGR-Koalition damit eingerissen. Sie sagte
gegenüber der Presse, die Grüne wollen nur ihre eigenen Themen durchsetzen und DIE LINKE sei
zu zerstritten. Auch wenn es in Teilen nur Schlagworte sind, wollen wir hier eine erste Skizze der
drohenden GroKo aufzeichnen.

Wohnen: Dass auf dem Mietenmarkt seit Jahren soziale Verdrängung stattfindet, ist bekannt. In den
letzten fünf Jahren ist der Neuvermietungspreis um 48,2 % gestiegen – im letzten Quartal 2022
allein auf durchschnittlich 15,95 Euro pro Quadratmeter nettokalt. Unter den Großstädten ist nur
noch München teurer. Die Mär der niedrigen Ausgangspreise ist also schon lange erzählt. Nur die
Löhne sind weiterhin geringer als in vielen anderen Großstädten (etwa 10.000 Euro weniger
verfügbares durchschnittliches Einkommen pro Jahr im Vergleich zu München). Trotzdem lautet der
Lösungsansatz der drohenden GroKo Entlastung durch (v. a.) privaten Neubau. Das Ziel sind 20.000
Wohnungen pro Jahr (Leerstand etwa 0,9 %). Der Perspektive der Enteignung und Verstaatlichung
großer privater Immobilienkonzerne wird ein erneuter Riegel vorgeschoben. Sollte (!) die
sogenannte Expert:innenkommission zum Volksentscheid von „Deutsche Wohnen und Co. enteignen“
ein positives Votum abgeben, soll ein Vergesellschaftungsrahmengesetz diskutiert werden. Ein
solcher Rahmen war bereits seit Tag eins die legale Basis des Volksentscheids und nennt sich
Grundgesetz.

Verkehr: Nicht erst seit den Aktionen der Letzten Generation bildet Verkehr in Berlin ein
Streitthema. Die Grünen haben mit ihren sogenannten Popup-Radwegen eine Reihe von Straßen in
der Stadt entschleunigt. Bei weitem decken diese nicht den Bedarf ab, stellen jedoch – neben der
A100 – das bedeutendste Symbol der „Verkehrswende“. Jedoch fällt das Wort „Fahrradverkehr“ mit
keinem Wort im Papier. Aber die Stadtautobahn soll vom Treptower Park bis zur Storkower Straße
weitergebaut werden. Für 13 Berliner Clubs und zehntausende Berliner Mieter:innen bedeutet das
das Ende.
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Klima: Dieser Punkt schließt hier nahtlos an. Angesichts des Volksentscheids für ein klimaneutrales
Berlin 2030 (26. März) sind hier mehr als warme Worte gefragt. So soll ein 5-Milliarden-Euro-
Sondervermögen für den Klimaschutz aufgesetzt werden. Die Hälfte davon soll durch die Streichung
der Coronarücklagen (2,6 Mrd. Euro) beglichen werden. Damit abgedeckt werden sollen
Gebäudesanierungen, Mobilität und Energiegewinnung. Es ist unklar, inwiefern der Kauf von 51 %
der Unternehmensanteile der GASAG davon beglichen werden soll. Die GASAG AG ist der größte
lokale Energieversorger, ein Tochterunternehmen von Vattenfall und soll auf Initiative des
Mutterkonzerns rekommunalisiert werden – zu überhöhten Preisen.

Innenpolitik und Migration: Einig ist man sich außerdem, dass ein Einbürgerungszentrum
eingerichtet werden soll, dass das Antidiskriminierungsgesetz und der Mindestlohn nicht angetastet
werden, dass die Polizei sogenannte Bodycams bekommt und dass Videoüberwachung in
Modellprojekten getestet werden soll.

Die innere Sicherheit müsse man „ganzheitlich vom Senat aus angehen“, meint Marcel Kuhlmey von
der Hochschule für Wirtschaft und Recht Berlin und zuvor 25 Jahre bei der Polizei tätig. Er rechnet
damit, dass der neue Senat Tasern und Bodycams gegenüber aufgeschlossen ist.

Law and Order ist also angesagt bei Aufstockung und weiteren Befugnissen der Repressionskräfte
und zügiger Abwicklung von Asylanträgen, Einbürgerung und Abschiebung. Migrant:innen und
Linke stehen vor schweren Zeiten. Diese Reaktion auf die Silvesterkrawalle war zu erwarten, schlug
doch schon bei der Wiederholungswahl das Pendel zugunsten der CDU aus.

Weiteres: Bis 2026 soll es eine Verwaltungsreform geben. Die Polizei und Rettungsdienste sollen
personell und materiell aufgestockt werden. Dabei sollen „Sicherheit und Sauberkeit“ zusammen
gedacht werden – was wirklich nicht gesund klingt. Doch trotzdem hat die SPD Kleinigkeiten als
Gewinne darzustellen. Das 29-Euro-Ticket (Tarifbereich AB) bleibt erhalten. Die CDU wollte noch
den Berliner Mindestlohn und das Antidiskriminierungsgesetz abschaffen. Und auch in diesem
Koalitionsvertrag steht erneut (!), dass die Tochterunternehmen der Berliner Krankenhäuser wieder
eingegliedert werden sollen.

Koalitionsverhandlungen und Widerstand

Bis Anfang April soll ein Koalitionsvertrag vorgelegt werden. In 13 Fachgruppen wird verhandelt.
Und diese haben es in sich, denn Lobbyist:innen sind hier fast überall dabei. Nachdem bekannt
wurde, dass Tanja Böhm, die Leiterin von Microsoft Berlin, aus der Fachgruppe zur Digitalisierung
ausgestiegen ist, wurde die Büchse der Pandora geöffnet. So ist beispielsweise in der Gruppe zu
Gesundheit und Pflege Delia Strunz, ihres Zeichens Cheflobbyistin vom Pharmariesen Johnson &
Johnson (Coronaimpfstoff). Daneben sitzt der Vorstand der Barmer Krankenkasse im Gremium. In
der Verkehrs-AG sitzt der Bevollmächtigte für die Bundesländer Berlin, Brandenburg und
Mecklenburg-Vorpommern der DB-AG, Alexander Kaczmarek, ein Anhänger der S-
Bahnzerschlagung.

Doch hiergegen regt sich Widerstand. Am Samstag, dem 18. März, fand eine Demonstration unter
dem Titel „Rückschrittskoalition stoppen“ statt. Laut Veranstalter:innen nahmen etwa 2000
Menschen teil. Das Bündnis hatte sich in Reaktion auf die Sondierungsergebnisse gegründet und
umfasst neben Einzelpersonen stadtpolitische, klimapolitische, antirassistische und migrantische
Organisationen sowie die Jugendorganisationen von LINKEN und Grünen. Auch die Berliner Jusos
haben sich gegen eine Beteiligung an Schwarz-Rot ausgesprochen und organisieren eine NoGroKo-
Kampagne.

Die Aktionen richten sich vor allem an die 19.000 Berliner SPD-Mitglieder. Diese sollen Anfang April



per Briefwahl über die Senatsbeteiligung abstimmen können – etwa 25 % davon sind Teil der Jusos,
also unter 35 Jahren. Eine Auszählung der Stimmen wird am 23. April stattfinden. Bis 20. März
hatten bereits drei der zwölf Kreisverbände sich gegen eine Beteiligung an der Koalition
ausgesprochen (Neukölln, Tempelhof-Schöneberg und Steglitz-Zehlendorf (!)). Im Parteivorstand
sprachen sich 25 Personen für und 12 gegen Koalitionsverhandlungen mit der Union aus. Sollte die
Parteimehrheit für Beteiligung stimmen, so könnte Kai Wegner am 27. April Berlins Regierender
Bürgermeister werden. Die CDU will über die Frage der Koalition auf einem Landesparteitag
entscheiden.

GroKo bekämpfen, aber wie?

Es ist ein Fortschritt, dass sich Widerstand formiert. Aber auch 2017 gab es den in der SPD gegen
die Regierungsbeteiligung (auf Bundesebene). Auch beim Volksentscheid von DWE waren es die
Jusos Pankow, die für eine Enteignung ab 20 Wohnungen eintraten! Doch weiterhin sind sie die
Parteijugend der Sozialdemokratie. Der Kampf muss auch außerhalb der Urabstimmung geführt
werden. Andererseits hat der Protest einen faden Beigeschmack, denn bereits Rot-Grün-Rot hat die
Polizei ausgebaut, die Bahn zerschlagen, runde Tische mit der Immobilienlobby initiiert,
Obdachlosencamps geräumt, abgeschoben, Demonstrationen zusammenknüppeln lassen und so
vieles mehr. Rot-Grün-Rot hat sich als unfähig erwiesen, die sozialen Probleme der Berliner:innen zu
lösen. Und schlussendlich schafft der Widerstand in der LINKEN eine gemeinsame Gegnerin, die
„Giffey-SPD“, wie sie Katina Schubert nennt (LINKE-Landesvorsitzende). Jene Kräfte, die also den
Kampf der Regierungsbeteiligung untergeordnet haben, sind nun verwundert, dass die SPD sich
dadurch nicht nach links bewegt hat. Ein solcher falscher Frieden ist ein weiterer Fallstrick im
Niedergang der LINKEN und eine Nebelkerze, die den Aufbau einer Fraktion der Linken in der
LINKEN zu verhindern droht.


